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Vorwort

Die vorliegende Untersuchung entstand im Zeitraum von November 2017
bis Oktober 2018. Zeitlich nachfolgend veröffentlichte Literatur konnte
ohne Anspruch auf Vollständigkeit noch bis Februar 2019 berücksichtigt
werden. Auch wenn nur ein Name auf dem Deckblatt steht, gelingt ein
solches Vorhaben nur mit dem ausreichenden familiären, sozialen und
fachlichen Rückhalt, so dass ich den Raum nutzen möchte, um mich bei
diesen Personen herzlich zu bedanken:

Besonderer Dank gebührt meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Momsen
für die hervorragende Betreuung dieses Projekts. Sein Interesse, seine Of-
fenheit, sein Erfahrungsschatz und seine Anmerkungen sowie die stete Be-
reitschaft zum Austausch haben einen erheblichen Anteil am Gelingen des
Nachstehenden.

Gleicher Dank gilt Herrn Prof. Dr. Thomas Grützner für seine tiefgehende
Auseinandersetzung mit der Arbeit, seine weiterführenden praktischen
Anregungen bereits während des Gangs der Untersuchung und die über-
aus zügige Erstellung des Zweitgutachtens.

Besonders hervorheben möchte ich meine Freundin Antonia und mich
bei ihr für ihre Aufrichtigkeit, ihre ansteckende Lebensfreude, ihren wert-
vollen unvoreingenommenen Blick auf die Thematik und nicht zuletzt
auch ihre Geduld bedanken, wenn sie mich in intensiveren Phasen einmal
seltener zu Gesicht bekommen hat. Bei meinen guten Freunden bedanke
ich mich für ihren Rückhalt und eine Zeit voller schöner Erinnerungen in
Berlin.

Dank gebührt der VG Wort für die Förderung der Arbeit mit einem
Druckkostenzuschuss.

Die Arbeit widme ich meinen Eltern Manuela und Erik Klaas. Ihre vor-
behaltlose Unterstützung und ihr ehrliches Interesse an meinen Projekten
sind Basis und Motivation gleichermaßen. Ihre Gelassenheit, Weitsicht so-
wie Geduld in früheren Jahren sind Vorbild. Danke!

Berlin, im Dezember 2019 Arne Klaas
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